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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Was prägte 2014 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2014 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Das alles andere in den Schatten stellende Ereignis des politischen Jahres 2014 war die
Annahme der Masseneinwanderungsinitiative im Februar. Das Begehren der SVP, das
eine Rückkehr zu einem Kontingentsystem bei der Einwanderungspolitik verlangt,
wurde von 50.3 Prozent der Stimmbevölkerung angenommen. Die Annahme der
Initiative kam einem veritablen Erdbeben gleich, weil ihr Anliegen nicht vereinbar ist mit
verschiedenen internationalen Abkommen, darunter insbesondere die Bilateralen
Verträge mit der EU. Zahlreiche Kommentare verglichen die Abstimmung mit dem
schicksalhaften EWR-Nein 1992. In der Tat gab es einige Parallelen, die sich etwa im
Alleingang der SVP gegen alle anderen Parteien und gegen die Wirtschaftsverbände,
oder auch im Sprachgraben zeigte: Die Kantone der Romandie lehnten die Initiative
unisono ab, während sie von den Kantonen der Deutschschweiz – ausgenommen Basel-
Stadt, Zug und Zürich – mit knapper und im Kanton Tessin mit deutlicher Mehrheit
gutgeheissen wurde. Die VOX-Analyse zeigte einen deutlichen Zusammenhang zwischen
politischer Einstellung auf der Links-Rechts-Achse und der Zustimmung zur Initiative:
Je weiter rechts sich eine Person einschätzt, desto eher stimmte sie mit Ja.
Anscheinend hat die Initiative zahlreiche, ansonsten wenig an Politik interessierte
Personen mobilisiert, die – so die Nachanalyse – eher ein Ja einlegten. Die Gegner
mussten sich vorwerfen lassen, das Begehren auf die leichte Schulter genommen zu
haben und wenig geeint aufgetreten zu sein. Ähnlich wie 1992 hatte das Resultat eine
mobilisierende Wirkung. Demonstrationen gegen das Abstimmungsergebnis, aber auch
die Konstitution von neuen politischen Gruppierungen waren zu beobachten. In der
Folge überschlugen sich Parteien und Experten mit Vorschlägen zur Umsetzung der
Initiative, die sich als Quadratur des Kreises entpuppte. Eine wortgetreue Umsetzung,
die der Bundesrat versprach, erfordert Verhandlungen mit der EU über die
Personenfreizügigkeit, wobei die Union allerdings von Beginn weg deutlich machte, dass
dieses Prinzip nicht verhandelbar sei. Forderungen für weitere Abstimmungen für oder
gegen die Personenfreizügigkeit kulminierten schliesslich in der Lancierung der Rasa-
Initiative («Raus aus der Sackgasse»), welche die umgehende Streichung der neuen
Verfassungsartikel fordert.

Die Initiative hatte Auswirkungen auf zahlreiche Politikbereiche – vorab die
Aussenpolitik. So schloss die EU die Schweiz etwa aus dem EU-Bildungsprogramm
Erasmus+ aus und legte nicht nur die Verhandlungen zum EU-Forschungsprogram
«Horizon 2020», sondern auch zum Stromabkommen auf Eis. Vor allem die
Industrieforschung muss damit auf EU-Fördergelder verzichten und am gemeinsamen
europäischen Strommarkt kann die Schweiz vorerst nicht teilnehmen. Auch das
institutionelle Rahmenabkommen, mit dem Brüssel von der Schweiz eine automatische
Übernahme von EU-Recht fordert, kam nicht voran. Die Haltung der EU, aber auch die
zahlreichen negativen Reaktionen aus dem Ausland – so rügte etwa der Europarat den
zunehmend ausländerfeindlichen Diskurs – nahm die SVP zum Anlass, noch stärker für
einen Alleingang der Schweiz auch auf juristischer Ebene zu plädieren. Zwar scheiterten
die parlamentarischen Vorstösse der Volkspartei, die eine Suprematie von Landesrecht
über Völkerrecht forderten, die SVP lancierte aber noch Ende Berichtjahr eine
entsprechende Initiative, mit der auch die Kündigung der Europäischen
Menschenrechtskonvention in Kauf genommen würde. Aussenpolitische Anerkennung
erhielt die Schweiz dank der diplomatischen Bemühungen von Aussenminister Didier
Burkhalter im Ukraine-Konflikt, die er im Rahmen des Jahres-Vorsitzes bei der OSZE
anstellte.

Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative wurde auch als Gefahr für die
nationale Kohäsion betrachtet. Die Debatte scheint dabei aus zwei gegensätzlichen
Positionen geführt zu werden. Auf der einen Seite steht der Wunsch, dass die Schweiz
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möglichst autonom politische Entscheidungen treffen kann, ohne dass sich
internationale Akteure einmischen. Die zunehmende internationale Verflechtung, nicht
nur in wirtschaftlichen Belangen, macht die Erfüllung dieses Wunsches allerdings
schwierig. Auf der anderen Seite soll diese zunehmende Globalisierung aktiv
mitgesteuert werden, wobei hier in Kauf genommen werden soll, dass ein Teil der
nationalstaatlichen Autonomie Preis gegeben wird. Die beiden Positionen stehen sich
vor allem in der Einwanderungspolitik diametral gegenüber: Auf der einen Seite wird
ein Zuwanderungsstopp gefordert, was bei der Masseneinwanderungsinitiative, nicht
aber bei der Ecopop-Initiative Erfolg hatte, und auf der anderen Seite werden
Massnahmen gegen den zunehmenden Fachkräftemangel verlangt. In der Debatte um
die für 2015 anstehenden historischen Jubiläen zeigte sich, dass die unterschiedlichen
Positionen auch auf unterschiedlichen Geschichtsverständnissen beruhen. Die eine
Seite sieht Marignano, die Schlacht am Morgarten oder den Wiener Kongress als
Ereignisse, die zeigen, dass die Schweiz der Welt alleine die Stirn bieten könne. Auf der
anderen Seite wird hingegen betont, dass die Schweiz schon damals von verschiedenen
internationalen Verflechtungen profitiert habe.

Mit der Masseneinwanderungsinitiative wurde das insgesamt 21. nationale
Volksbegehren seit Einführung des Initiativrechtes (1891) angenommen. Im Berichtjahr
folgte gleich noch Nummer 22: Auch die Initiative, die ein Berufsverbot für Pädophile
forderte, fand Zustimmung an der Urne, was die Diskussion um Reformen der
Volksrechte am Laufen hielt. Zwar wurden die restlichen sieben Volksinitiativen, über
die 2014 ebenfalls abgestimmt wurde, allesamt abgelehnt, die schwierige Umsetzung
der angenommenen Begehren – im Berichtjahr stand etwa die Beratung der
Ausschaffungsinitiative an, die zusätzlich von der für teilungültig erklärten
Durchsetzungsinitiative befeuert wurde – heizte aber die Reformdebatte weiter an.
Letztlich ist es das Parlament, das einen Vorschlag für die Umsetzung einer Initiative
beschliessen muss, gegen den dann freilich wieder das Referendum ergriffen werden
kann. Wie weit der Spielraum für eine Umsetzung dabei sein kann, zeigte sich bei der
Debatte um die Zweitwohnungsinitiative, bei der der Ständerat nach Meinung einiger
Kommentatoren arg an den Grenzen des Verfassungsrahmens ritzte.

Die Volksrechte waren Ursprung eines weiteren Ereignisses, das die Schweizer Politik im
Jahr 2014 prägte: Im Mai lehnte die Stimmbevölkerung mit einem Nein zum so
genannten Gripen-Fondsgesetz die Beschaffung des neuen Kampfflugzeugs Gripen an
der Urne ab. Der eher seltene Fall einer Desavouierung der Behörden bei einer
Armeevorlage war unter anderem auch der GLP geschuldet, die zusammen mit einer
geeinten Linken das Geschäft zu Fall brachte. Freilich befeuerte das Gripen-Grounding
die Debatte um die Armeefinanzierung von neuem.

Im Spannungsfeld zwischen nationaler Autonomie und internationaler Verflechtung
bewegte sich 2014 auch die Wirtschaftspolitik. Die Wirtschaft entwickelte sich trotz
eines nicht einfachen internationalen Umfelds sehr dynamisch und die
Arbeitslosenquote verharrte bei im Ländervergleich sehr geringen 3.2 Prozent. Dafür
sorgte auch die Politik der Nationalbank, die ihre Wechselkursuntergrenze zum Euro
bekräftigte und ankündigte, sie notfalls mit unbeschränkten Devisenkäufen verteidigen
zu wollen. Mit der Einführung von Negativzinsen auf ihren Girokonten griff die SNB Ende
Jahr allerdings auch mit anderen Mitteln ein. Der Schweizer Wirtschaft ging es so gut,
dass die Nachfrage nach qualifiziertem Personal im zweiten und dritten Sektor nur noch
bedingt befriedigt werden konnte.

Der aussenpolitische Druck manifestierte sich bei den Reformen in der Steuerpolitik.
Mit der Unterzeichnung der Vereinbarung zum automatischen Informationsaustausch
bei Steuerdaten und der vom Bundesrat vorgelegten Unternehmenssteuerreform III
wird die Steueroase Schweiz wohl der Vergangenheit angehören. Die SVP will,
sekundiert von den anderen bürgerlichen Parteien, mit der Ende September
eingereichten Initiative zum Schutz der Privatsphäre das Bankgeheimnis im Inland
allerdings retten. Keine Änderung wird es in absehbarer Zeit hinsichtlich
Pauschalbesteuerung und Mehrwertsteuer im Gastgewerbe geben. Zwei Initiativen,
welche die Abschaffung bzw. die Anpassung dieser Steuern verlangten, scheiterten an
der Urne. Die politische Debatte um Steuerfragen wird aber auch künftig virulent
bleiben. Nicht nur die parlamentarische Debatte zur Unternehmenssteuerreform III,
sondern auch die Familienbesteuerung (eine Initiative der CVP), die Einführung einer
Erbschaftssteuer (lanciert von EVP, SP und GP) oder der Ersatz der Mehrwertsteuer
durch eine Energiesteuer (ein Begehren der GLP) stehen für 2015 als
Abstimmungsvorlagen an. Wie wichtig Steuereinnahmen sind, zeigte sich 2014 an der
Staatsrechnung, die erstmals seit 2005 wieder mit einem Defizit schloss. Die
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Fehleinnahmen von rund CHF 124 Mio. sind auf einen markanten Rückgang der
Einnahmen bei der direkten Bundessteuer zurückzuführen. Wohl auch aufgrund dieses
Defizits kam es zu einer sehr langen Budgetdebatte, aus der letztlich ein Voranschlag
mit einem Überschuss von CHF 411 Mio. und einigen Sparanstrengungen resultierte.

Vom Sparregime weitgehend ausgenommen wurde die Landwirtschaft. Auch in der
Landwirtschaftspolitik war die Frage nach der Abschottung von Märkten virulent.
Gleich drei Volksbegehren zum Thema Ernährung wurden 2014 eingereicht. In
Rekordzeit kamen die Unterschriften für die von der SVP und dem Bauernverband
lancierte Initiative für Ernährungssicherheit zustande. Sie fordert, dass die
Inlandproduktion gefördert wird. In den Medien wurde allerdings vermutet, dass es den
beiden Akteuren eher um eine Revision der Agrarpolitik 2014-2017 gehe, in der sie
unterlegen waren. Auch Uniterre beantragt in einer Initiative mehr
Ernährungssouveränität durch mehr ökologische Produktion im Inland. Schliesslich
lancierte auch die GP ihre Fair-Food-Initiative mit dem Ziel, dass importierte
Lebensmittel den Schweizer Standards entsprechen müssen. Alle drei Begehren können
auch als Kritik gegenüber der Globalisierung und der (zu revidierenden) Abhängigkeit
der Schweiz von Weltmärkten gelesen werden. Ein im November aufgedeckter Skandal
um den Fleischproduzenten Carna Grischa, bei dem Zuwiderhandlung gegen das im
Sommer von den Räten revidierte Lebensmittelgesetz vermutet wurde, sowie das
Thema Food-Waste, das auch aufgrund eines Berichtes des BAFU zur Erhebung der
Kehrichtzusammensetzung aufgeworfen wurde, führten dann noch einmal vor Augen,
wie stark das Thema Ernährung die Bevölkerung beschäftigt.

Die Energiepolitik stand auch 2014 im Zeichen des nach der Atomkatastrophe im
Japanischen Fukushima 2011 beschlossenen Atomausstiegs. Mit dem ersten
Massnahmenpaket zur Energiestrategie 2050, die gleichzeitig als indirekter
Gegenvorschlag zur Atomausstiegsinitiative der Grünen Partei dienen soll, wurden eine
Totalrevision des Energiegesetzes sowie Anpassungen verschiedener weiterer
Bundesgesetze vorgenommen. Ziel der Strategie ist die sparsame und effiziente
Nutzung der Energie, ein wesentlicher Anteil erneuerbarer Energien am
Gesamtverbrauch, sowie das Verursacherprinzip in der Kostenverteilung. Trotz
Widerstrands seitens der FDP und der SVP wurde dieses Ziel mit der Annahme des
Massnahmenpakets im Nationalrat aufrechterhalten.

In der Verkehrspolitik bestätigte die Stimmbevölkerung ihre grundsätzlich positive
Einstellung zum öffentlichen Verkehr mit der Annahme des Bundesbeschlusses zu
Finanzierung und Ausbau der Eisenbahninfrastruktur (FABI). Allerdings erwächst der
Idee der Quersubventionierung von der Strasse auf die Schiene zunehmend
Widerstand, was sich nicht nur in der VOX-Analyse zur FABI-Abstimmung zeigte,
sondern auch im Zustandekommen der «Milchkuh-Initiative», die verlangt, dass die
Abgaben aus dem Strassenverkehr nur noch für diesen eingesetzt werden sollen. Der
Strassenverkehr wird auch in Zukunft wichtiger Streitpunkt bleiben, wurde doch gegen
den Beschluss, eine zweite Gotthardröhre zu bauen, das Referendum ergriffen.

Eine wichtige Baustelle war auch 2014 die Gesundheitspolitik. Die bereits 2013 von
Bundesrat Alain Berset aufgegleiste Strategie «Gesundheit 2020» wird die politischen
Akteure auch weiterhin auf Trab halten. Ziel ist die Qualitätssicherung des
Gesundheitswesens bei gleichzeitiger Bezahlbarkeit. Dass die auch 2014 steigenden
Gesundheitskosten nach wie vor im Rahmen eines Systems sich konkurrierender
Krankenkassen abgegolten werden sollen, bekräftigte die Stimmbevölkerung mit ihrem
deutlichen Nein zur Einheitskrankenkasse. Reformiert werden sollen auch die
Sozialversicherungen: Trotz Kritik an der «Altersvorsorge 2020» in der Vernehmlassung
von rechts (einseitige Betonung von Mehreinnahmen, Fehlen von Sparmassnahmen) und
von links (Erhöhung des Rentenalters, Senkung des Umwandlungssatzes), soll die Vorlage
tel quel und nicht wie von einigen Vernehmlassern gefordert in einzelnen Paketen
behandelt werden.

Zur Debatte um den nationalen Zusammenhalt, kam es auch in der Bildungspolitik.
Dabei stand nicht so sehr der Lehrplan21 im Fokus, der die Deutschschweizer
Bildungslandschaft vereinheitlichen soll und unter grosser Kritik steht, sondern die
Absicht verschiedener Kantone, nur noch eine einzige Fremdsprache in der
Primarschule anzubieten, wobei mehr oder weniger offen blieb, ob dabei auf
Frühfranzösisch verzichtet werden soll. Pädagogische Argumente wichen
sprachpolitischen, welche die Schweizer Sprachkultur in Gefahr wähnen, wenn nicht
eine Landessprache als erste Fremdsprache vermittelt werde. Auch die Entscheide
einiger Kantone, im Kindergarten nur noch Mundart zuzulassen, wurde als Gefahr für
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die eidgenössische Kohäsion betrachtet. Eine wichtige Basis derselben sei auch der
Service Public, wie er von der SRG erbracht werde. Ob dies allerdings weiterhin der Fall
sein wird, muss sich 2015 weisen, weil gegen die Revision des Radio- und
Fernsehgesetzes, das neu eine generelle Abgabepflicht fordert, das Referendum
ergriffen wurde. Zudem liefen Unterschriftensammlungen gegen die Billag-Gebühren.

Ihren Schatten voraus warfen die 2015 anstehenden eidgenössischen Wahlen.
Diskutiert wurde dabei insbesondere über die Beständigkeit des tripolaren Systems aus
einem linken (GP, SP) und einem rechten Block (SVP, FDP) und der 2011 so getauften
«Neuen Mitte» (CVP, BDP, GLP). Letztere ging 2014 geschwächt hervor, kam doch die
lange vorbereitete und geplante Union zwischen CVP und BDP nicht zustande und
musste die BDP bei kantonalen Wahlen Verluste einfahren. Weil die SVP ihre kantonalen
Legislativanteile ausbauen konnte, war auch die Frage nach dem zweiten Bundesratssitz
für die SVP beliebtes mediales Thema. Der Volkspartei gelang es auch 2014 erfolgreich,
mit der Organisation der Position von Abschottung und Betonung nationaler Autonomie
Protestpotenzial zu mobilisieren. Allerdings scheint dieses Potenzial für eher
konsensorientierte Regierungspolitik nicht gross genug, scheiterten doch die Angriffe
auf kantonale Regierungssitze praktisch durchwegs. Ob dies als Menetekel für die
Bundesratswahlen zu betrachten ist, und ob die Versprechungen der verschiedenen
Parteipräsidenten, den Sitz von Eveline Widmer-Schlumpf zu verteidigen bzw.
anzugreifen, gehalten werden, hängt nicht nur von der BDP-Magistratin selber ab, die
sich nach wie vor nicht über Rücktrittspläne äusserte, sondern auch vom Ausgang der
Wahlen 2015.

Politische Grundfragen:
– Der von privater Seite angestossene Wettbewerb um eine neue Nationalhymne stösst
auf politischen Widerstand.
– Die 2015 anstehenden, zahlreichen historischen Gedenkfeiern werfen ihre Schatten
voraus und sorgen für politische Debatten.
– Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative sorgt für Polemik um die nationale
Kohäsion und unterschiedliche Reaktionen aus dem Ausland; der Europarat rügt einen
zunehmend ausländerfeindlichen politischen Diskurs.
– Dem Beitrag der Schweiz für die Weltausstellung 2015 erwächst politische Kritik; die
Lega verhindert einen Expo-Kredit des Kantons Tessin.

Rechtsordnung:
– Bundesrat und Parlament trieben die Wiedergutmachung für Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen und administrativ versorgter Menschen voran.
– Das Bundesgericht beurteilte den Hitlergruss nicht als Verletzung der Anti-Rassismus-
Strafnorm und sorgte damit weltweit für Schlagzeilen.
– Der Bundesrat gewährleistete die Verfassung des Kantons Tessin und bestätigte damit
das Burkaverbot als bundesrechtskonform.
– Das Parlament verabschiedete ein dringliches Bundesgesetz über das Verbot der
Gruppierungen Al-Qaïda, Islamischer Staat (IS) sowie verwandte Organisationen.
– Die Räte konnten sich knapp zur Totalrevision des Bürgerrechtsgesetzes einigen.
– Im Hinblick auf das bevorstehende GAFI-Examen 2015 wurde der Vorschlag der
Einigungskonferenz zur hart umkämpften Revision des Geldwäschereigesetzes von
beiden Räten angenommen.
– Die Volksinitiative «Pädophile sollen nicht mehr mit Kindern arbeiten dürfen» wurde
vom Volk deutlich angenommen.
– Der Nationalrat empfahl die Durchsetzungsinitiative zur Ablehnung und plädierte, sie
für teilweise ungültig zu erklären.
– Während der Nationalrat bei der Umsetzung der Ausschaffungsinitiative zu starken
Konzessionen an die Urheber der Durchsetzungsinitiative bereit war, sprach sich der
Ständerat für die Einführung einer Härtefallklausel aus.

Institutionen und Volksrechte:
– Mit der Wahl von Simonetta Sommaruga zur Bundespräsidentin sowie Claude Hêche
zum Ständerats- und Stéphane Rossini zum Nationalratspräsidenten, werden 2015 die
drei höchsten Ämter von der SP besetzt.
– Verschiedene Skandale bei IT-Beschaffungen in der Bundesverwaltung führten zu
Strafuntersuchungen und zahlreichen politischen Vorstössen.
– 2014 wurden nicht weniger als elf neue Bundesparlamentarier vereidigt.
– Verschiedene Geschäfte und der Rücktritt Christoph Blochers lösten eine Debatte
über Miliz- vs. Berufsparlament aus.
– Mit dem revidierten Bundesgesetz über die politischen Rechte werden die
Sammelfristen bei Referenden nicht verlängert.
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– Angestossen von der SVP wird im Parlament über das Verhältnis von Völkerrecht und
Landesrecht diskutiert; die Vorstösse der Volkspartei stossen auf Ablehnung.
– Gegen E-Voting beginnt sich auch auf politischer Ebene leise Kritik zu regen.

Föderativer Aufbau:
– Im Föderalismus-Monitoring der Konferenz der Kantonsregierungen wird eine
anhaltende Tendenz zur Zentralisierung festgestellt.
– Mit verschiedenen Besuchen versuchten die Regierungsmitglieder die angespannte
Stimmung im Kanton Tessin zu beruhigen.
– Der Trend zu Gemeindezusammenschlüssen hält an – seit Beginn des Bundesstaates
sind mehr als ein Viertel aller Gemeinden verschwunden.
– Die Bevölkerung des Kantons Basel-Landschaft spricht sich gegen eine Fusion mit
dem Kanton Basel-Stadt aus. Die Mehrheit des Stadtkantons hätte die Aufgleisung eines
Zusammengangs begrüsst.
– Die Lösung der Jurafrage wird auf Gemeindeebene verschoben: die Bernjurassischen
Gemeinden Moutier, Belprahon und Grandval verlangen eine kommunale Abstimmung
für einen Anschluss an den Kanton Jura.

Wahlen:
– Die Diskussionen um die kantonalen Wahlrechtsreformen, den doppelten Pukelsheim
und die Höhe von Wahlhürden halten an.
– In sechs Kantonen fanden 2014 Gesamterneuerungswahlen für die Parlamente statt.
Verliererin ist die BDP, die in Bern elf Sitze verliert; per Saldo legt die GLP um elf und
die SVP um zehn Sitze zu. Die FDP verliert insgesamt acht und die CVP sechs Sitze. Die
GP kann sich erholen und die SP stagniert.
– Die in sechs Kantonen geführten Angriffe der SVP auf Regierungsmandate scheitern
mit Ausnahme des Kantons Glarus; in Neuenburg verliert die Volkspartei ihren 2013
eroberten Sitz nach nur einem Jahr wieder an die FDP.
– Im Kanton Glarus verliert die SP ihren seit 1942 gehaltenen Regierungssitz an die SVP.
– In Bern wird die rot-grüne Regierungsmehrheit nur dank des Jurasitzes verteidigt.
– In Nidwalden und in Glarus werden Amtierende abgewählt; in Nidwalden bleibt die
Regierungszusammensetzung aber bestehen.
– Im Kanton Glarus müssen beide verstorbenen Ständeräte ersetzt werden; die FDP und
die SVP können ihre Sitze verteidigen.

Aussenpolitik:
– Das Volk hat anfangs Februar die Masseneinwanderungsinitiative angenommen, was
zum einem der meistdiskutierten Themen wurde während den bilateralen Treffen mit
den Nachbarländern und weiteren europäischen Staaten.
– Während seinem OSZE-Präsidialjahr, hat Didier Burkhalter den Fokus auf die Zukunft
der Jugend und die Friedensförderung in Osteuropa gelegt.
– Nach der Bereinigung von Differenzen haben die eidgenössischen Räte das neue
Auslandschweizergesetz verabschiedet.
– Die Kompetenz des Bundesrates zum Abschluss völkerrechtlicher Verträge ist
eingeschränkt worden.
– Das Parlament hat die Wiedereinführung von Grenzkontrollen für sechs Monaten
gutgeheissen.
– Mehrere Bundesbeschlüsse bezüglich Verbesserung und Weiterentwicklung von
Schengen und Dublin/Eurodac sind angenommen worden.
– Nachdem die beiden Räte das Freihandelsabkommen mit China gutgeheissen haben,
ist es am 1. Juli 2014 in Kraft getreten.
– Mehrere Doppelbesteuerungsabkommen wurden unterzeichnet (mit AU, CN, FL und
HU).

Landesverteidigung:
– Der Schwedische Kampfjet Gripen wurde von der Stimmbevölkerung gegroundet.
– Die Armeefinanzierung geriet erneut ins Fadenkreuz der Bundesversammlung.
– Die Weiterentwicklung der Armee geriet kurzzeitig ins Stocken und wurde inhaltlich
nicht voran gebracht.
– Der Zivildienst wurde nicht als Konkurrenzorganisation zur Armee angesehen.
– Zum Schutz vor Cyber-Risiken wurden neue Wege beschritten.
– Das revidierte Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz wurde per 2015 in Kraft gesetzt.

Wirtschaftspolitik:
– Die Schweizerische Wirtschaft entwickelte sich trotz des nicht einfachen
internationalen Umfeldes ausgesprochen dynamisch.
– Während der Waren- und Dienstleistungsverkehr mit dem Ausland einen wichtigen
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Wachstumsbeitrag leistete, ging vom Baugewerbe ein negativer Impuls aus.
– Eine Revision des Kartellrechts scheiterte im Parlament unter anderem an den
unterschiedlichen Vorstellungen über die Form der Wettbewerbskommission.
– Das im Vorjahr unterzeichnete Wettbewerbsabkommen mit der EU trat in Kraft.
– Der Bundesrat sprach sich für eine Erleichterung der Unternehmensnachfolge aus.
– National- und Ständerat waren sich uneinig, auf welche Weise aggressive Werbung für
Kleinkredite am besten eingedämmt werden soll.

Geld, Währung und Kredit:
– Der Euro-Mindestkurs kam Ende 2014 erneut unter Druck, weshalb die Nationalbank
entschied, Negativzinsen auf den Giroguthaben der Geschäftsbanken einzuführen.
– Die Volksinitiative «Rettet unser Schweizer Gold (Gold-Initiative)» wurde mit
wuchtigen 77.3 Prozent der Stimmen abgelehnt.
– Um die Dynamik am inländischen Hypothekarmarkt abzuschwächen, verpflichtete der
Bundesrat die Banken zur Haltung eines antizyklischen Kapitalpuffers von 2 Prozent.
– Die Landesregierung unterzeichnete eine internationale Übereinkunft zur Einführung
des automatischen Informationsaustausches in Steuersachen.
– Die Vernehmlassungen zum Finanzdienstleistungsgesetz, zum Finanzinstitutsgesetz
und zum Finanzmarktinfrastrukturgesetz («Kleeblattreform») wurden zu einem
Abschluss gebracht.

Landwirtschaft:
– Die Landwirtschaft vermochte sich den allgemeinen Sparmassnahmen des Bundes zu
entziehen.
– Die Initiative für Ernährungssicherheit wurde nach nur fünf Monaten Sammelzeit mit
147'000 Stimmen bei der Bundeskanzlei eingereicht.
– Mit der Volksinitiative «Für Ernährungssouveränität» der Bauerngewerkschaft
Uniterre wurde innert kurzer Zeit ein drittes Volksbegehren, welches sich mit der
Ernährung der Schweizer Bevölkerung auseinandersetzt, lanciert.
– Eine ebenfalls im Berichtsjahr lancierte Initiative will bewirken, dass Landwirte ihren
Kühen und Ziegen die Hörner nicht mehr absägen.
– Der Bundesrat lancierte einen Massnahmenplan, um dem Bienensterben Einhalt zu
gebieten.
– Das revidierte Lebensmittelgesetz wurde von den Parlamentskammern
verabschiedet.

Öffentliche Finanzen:
– Die Stimmbevölkerung lehnte die Volksinitiativen «Schluss mit den Steuerprivilegien
für Millionäre» und «Schluss mit der MwSt-Diskriminierung des Gastgewerbes!» ab.
– Die eidgenössischen Räte empfahlen die Volksinitiativen «Familien stärken!
Steuerfreie Kinder- und Ausbildungszulagen» und «Millionen-Erbschaften besteuern
für unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)» zur Ablehnung.
– Der Bundesrat präsentierte seine Vernehmlassungsvorlage zur
Unternehmenssteuerreform III.
– Die Staatsrechnung 2014 schloss mit einem Defizit von CHF 124 Mio.
– Eine Einigungskonferenz brachte einen Voranschlag 2015 mit einem budgetierten
Überschuss von CHF 411 Mio. hervor.

Energie:
– National- und Ständerat empfahlen die Volksinitiative «Energie- statt
Mehrwertsteuer» ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung.
– Das erste Massnahmenpaket der Energiestrategie 2050 wurde im Nationalrat
ausgiebig verhandelt und schliesslich mit einigen Änderungen angenommen.
– Die Unterzeichnung eines bilateralen Stromabkommens zwischen der Schweiz und
der EU scheiterte am Ja des Stimmvolks zur Masseneinwanderungsinitiative.
– Der Bundesrat kündigte die vollständige Öffnung des Strommarktes an.
– 4.9 Millionen Menschen erhielten vorsorglich Kaliumiodidtabletten.
– Während Jahren unentdeckte Löcher im Containment des AKW Leibstadt brachten
Kraftwerksbetreiber und ENSI in Verlegenheit.

Verkehr und Kommunikation:
– Die Vorlage zu Finanzierung und Ausbau der Bahninfrastruktur (FABI) wurde in der
Volksabstimmung angenommen.
– Die «Milchkuh-Initiative» kam zustande.
– Beide Parlamentskammern sprachen sich für den Bau einer zweiten Gotthardröhre
aus, das Referendum dagegen wurde ergriffen.
– Das Parlament beschloss, den Zahlungsrahmen für die Förderung des alpenquerenden
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Schienengüterverkehrs um fünf Jahre zu verlängern.
– Der Streit zwischen Frankreich und der Schweiz um die Besteuerung des Schweizer
Sektors im Euroairport Basel-Mulhouse ging in eine neue Runde.
– Die Swiss sah sich einer verschärften Konkurrenz ausgesetzt.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Die in Kraft getretene Raumplanungsverordnung zum revidierten Raumplanungsgesetz
(RPG) überlässt es den Kantonen, ob diese bei der Abschätzung ihres
Rückzonungsbedarfs von einem «hohen» oder «mittleren» Szenario zur
Bevölkerungsentwicklung ausgehen wollen.
– Obwohl die Kantone stark mit der Umsetzung der im Vorjahr angenommenen ersten
RPG-Teilrevision beschäftigt waren, schickte der Bundesrat bereits eine Vorlage zur
zweiten Revisionsetappe in die Vernehmlassung.
– Der Ständerat befasste sich als Erstrat mit der Botschaft zur Umsetzung der
Zweitwohnungsinitiative und reizte gemäss der zuständigen Bundesrätin den
gesetzgeberischen Spielraum aus.
– Das Parlament verzichtet definitiv auf die 2008 beschlossene Aufhebung der Lex
Koller.
– Trotz kontroverser Vernehmlassungsantworten beschloss die Regierung, an der Pflicht
zur Bekanntgabe des Vormietzinses festzuhalten und gab die Erarbeitung einer
entsprechenden Mietrechtsrevision in Auftrag.
– Durch Annahme einer Motion beschloss das Parlament, dass die Veräusserung von
Bauland aus landwirtschaftlichem Besitz erneut der Grundstückgewinnsteuer
unterliegen soll.

Umweltschutz:
– In der Gesamtabstimmung des erstberatenden Ständerats fand eine entschärfte
Revision des Umweltschutzgesetzes als indirekter Gegenvorschlag zur Volksinitiative
«Grüne Wirtschaft» eine Mehrheit.
– Der Bundesrat gab bekannt, die im Rahmen des Kyoto-Protokolls gefassten
Verpflichtungen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen bis 2012 erreicht zu haben,
jedoch nur unter Anrechnung der Senkenwirkung der Wälder sowie der
Reduktionsleistungen im Ausland.
– In Reaktion auf die Umsetzungsprobleme des revidierten Gewässerschutzgesetzes
und dessen Verordnung präsentierte das BAFU ein in Kooperation mit den betroffenen
Akteuren erarbeitetes Merkblatt «Gewässerraum und Landwirtschaft».
– Das Problem der Lebensmittelverschwendung (sog. Food Waste) erlangte mit den
Ergebnissen der jüngsten BAFU-Studie zur Kehrichtzusammensetzung zusätzliche
Aufmerksamkeit.
– Nach Genehmigung des Nagoya-Protokolls durch das Parlament ratifizierte die
Schweiz das Übereinkommen zur Regelung des Zugangs zu genetischen Ressourcen.

Bevölkerung und Arbeit:
– Die Stimmbevölkerung lehnte die Volksinitiativen «Stopp der Überbevölkerung – zur
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen» und «Für den Schutz fairer Löhne
(Mindestlohn-Initiative)» ab.
– Die Zahl der Erwerbstätigen erreichte einen neuen Höchststand.
– Die 2013 gegenüber den EU-Staaten ausgerufene Ventilklausel lief aus.
– Die eidgenössischen Räte setzten sich mehrfach mit dem Thema des
Fachkräftemangels auseinander.
– Real- und Nominallöhne stiegen durchschnittlich um 0.8 Prozent.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Im Rahmen der Strategie «Gesundheit2020» wurden weitere Massnahmen
verabschiedet.
– Der Gegenvorschlag zur Initiative «Ja zur Hausarztmedizin» wurde deutlich
angenommen.
– Im Bereich e-Health wurde mit der Projektierung des elektronischen
Patientendossiers ein weiterer Schritt vorgenommen.
– Das Medizinalberufegesetz (MedBG) beschäftigte die eidgenössischen Räte.
– Das Heilmittelgesetz (HMG) stellte sich als harter Brocken heraus und konnte noch
nicht abschliessend behandelt werden.
– Die Alkoholgesetzgebung nahm klare Formen an.
– Für die Sozialhilfe beginnt sich ein neues Rahmengesetz abzuzeichnen.
– Im Sportbereich bezog die Landesregierung deutliche Positionen und lancierte eine
«Gesamtschau Sport Schweiz».
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Sozialversicherungen:
– Verschiedene Akteure forderten die Einführung einer obligatorischen
Alterspflegeversicherung.
– Die Strategie Altersvorsorge 2020 stiess in der Vernehmlassung auf viel Kritik, wird
aber dennoch nahezu unverändert ins Parlament gelangen.
– Die Räte nahmen das neue Aufsichtsgesetz über die soziale Krankenversicherung nach
ausführlicher Differenzbereinigung an.
– Die Volksinitiative «für eine öffentliche Krankenkasse» wurde an der Urne deutlich
abgelehnt.

Soziale Gruppen:
– Volk und Stände nahmen die Masseneinwanderungsinitiative an der Urne an.
– Die parlamentarische Beratung zur Umsetzung der angenommenen
Ausschaffungsinitiative konnte im Berichtsjahr noch nicht abgeschlossen werden.
– Der Bundesrat passt seinen Entwurf zur Revision des Ausländergesetzes unter
Berücksichtigung der neuen Gegebenheiten aufgrund Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative an.
– Ebendiese Initiative hatte die Einreichung zweier Motionen zur Folge, die den
prognostizierten Mangel an qualifizierten Fachkräften beheben wollen.
– Die Volksinitiative mit der Forderung zur Streichung der Kosten des
Schwangerschaftsabbruchs aus der obligatorischen Grundversicherung wurde an der
Volksabstimmung verworfen.
– Nach langer Debatte einigte sich das Parlament auf ein Vorhaben zur
Präimplantationsdiagnostik, womit unter anderem eine Verfassungsänderung
beschlossen wurde, die dem Volk im Folgejahr vorgelegt wird.

Bildung und Forschung:
– Die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative am 9. Februar hatte Auswirkungen
auf das Austauschprogramm Erasmus sowie das Forschungsprogramm Horizon 2020.
– Die Volksinitiative «Schutz vor Sexualisierung in Kindergarten und Primarschule» kam
mit den erforderlichen Unterschriften zustande.
– Die Frage zur Titeläquivalenz für die höhere Berufsbildung wurde kontrovers
diskutiert.
– Das neue Weiterbildungsgesetz ist beschlossene Sache.
– Der indirekte Gegenvorschlag zur Stipendieninitiative schlägt eine Totalrevision des
Ausbildungsbeitragsgesetzes vor.
– Eine Beteiligung der Schweiz an der «Europäischen Spallationsquelle ESS» wurde im
Erstrat befürwortet.

Kultur, Sprachen, Kirchen:
– Trotz gewichtiger Kritik von den bürgerlichen Parteien und der Wirtschaft beantragte
der Bundesrat im Vergleich zur Vorperiode zusätzliche finanzielle Mittel für die
Kulturbotschaft (2016-2020).
– Das Parlament verabschiedete eine Totalrevision des Bundesgesetzes über den Schutz
der Kulturgüter bei bewaffneten Konflikten (KGSG).
– Das Kunstmuseum Bern schloss mit Deutschland und Bayern eine Vereinbarung zur
Übernahme der Werke aus der Kunstsammlung von Cornelius Gurlitt ab.
– Ein Bericht der Europäischen Rassismuskommission stellte der Schweiz betreffend
Umgang mit Fahrenden kein gutes Zeugnis aus.
– Eine bei den Schweizer Katholiken durchgeführte Umfrage zu Partnerschafts-, Ehe-
und Familienpastoral deckte starke Differenzen zur katholischen Lehre auf.
– Sowohl das Bündner als auch das Zürcher Stimmvolk sprachen sich deutlich gegen die
Abschaffung der Kirchensteuer für juristische Personen aus.

Medien:
– Aufgrund noch ungewissen Ausgangs des tiefgreifenden Strukturwandels in der
Medienlandschaft plädierte der Bundesrat in seinem Bericht zur Sicherung der staats-
und demokratiepolitischen Funktionen der Medien, keine überstürzten Massnahmen zu
ergreifen.
– Der Bundesrat wird mit Annahme eines Postulats beauftragt, einen Bericht zu den
Service-Public-Leistungen der SRG zu erstellen.
– Nach etlichen Stunden Diskussion stimmten die Kammern in ihren
Schlussabstimmungen der RTVG-Revision zu, die die Billag-Gebühr für Private und
Unternehmen mit einem Jahresumsatz über CHF 500'000 zur generellen Abgabe
erhob; der Gewerbeverband ergriff das Referendum.
– Der Verkauf von «Le Temps» an Ringier sowie die Erwägung von Markus Somm als
möglicher Nachfolger von NZZ-Chefredaktor Markus Spillmann führten dazu, dass in der
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breiten Öffentlichkeit gleich bei zwei überregionalen Schweizer Qualitätszeitungen
Diskussionen zur redaktionellen Unabhängigkeit geführt wurden.

Parteien
– Die Diskussionen um Parteienfinanzierung und Offenlegung von Parteispenden halten
zwar an, Änderungen des intransparenten Systems sind aber kaum mehrheitsfähig. 
– Mit der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative kommt auch Bewegung ins
Parteiensystem; alle Parteien nehmen mit Umsetzungsvorschlägen Stellung. 
– Die SP muss an der Urne einige Niederlagen für ihre wirtschaftspolitischen Anliegen
einstecken und versucht, ihre europapolitische Haltung zu klären. 
– Die Pädophileninitiative sorgt in der FDP für Dissens, in der Energiepolitik spricht sich
die Partei gegen ein Verbot von AKW aus und in der Asylpolitik fordert der Freisinn eine
harte Linie. 
– Die CVP legt ein neues Parteiprogramm vor, in dem unter anderem eine zweite
Gotthardröhre gefordert wird. 
– Die SVP feiert mit der Annahme ihrer Masseneinwanderungsinitiative einen Erfolg und
lanciert ein neues Begehren, mit dem Landesrecht über Völkerrecht gestellt werden
soll. 
– Christoph Blocher tritt aus dem Nationalrat zurück und will sich nur noch dem Kampf
gegen den «schleichenden EU-Beitritt» widmen. 
– Die Grünen distanzieren sich vehement von der Ecopop-Initiative. 
– Die GLP erneuert ihre Leitlinien, legt aber nach wie vor kein Parteiprogramm vor. 
– Der Bundesratssitz der BDP gerät insbesondere nach der Wahlniederlage im Kanton
Bern immer mehr unter Beschuss. 
– Die lange diskutierte und geplante Union zwischen CVP und BDP kommt aufgrund des
Widerstandes kantonaler BDP-Sektionen nicht zustande.

Verbände und übrige Interessenorganisationen
– Mit einer Verschärfung ihrer Standesregeln wollte die Schweizerische Public Affairs
Gesellschaft die Transparenz des politischen Lobbyings erhöhen. 
– Der Bauernverband demonstrierte mit der Sammlung der Initiative für
Ernährungssicherheit sein ausserordentliches Mobilisierungspotenzial. 
– Mit Monika Rühl wurde erstmals einer Frau die Führung des
Wirtschaftsdachverbandes Economiesuisse anvertraut. 
– Während die Bauerngewerkschaft Uniterre ums Überleben kämpfte, wurde die
schweizerische Verbandslandschaft um einen politischen Vertreter der
Netzinfrastruktur sowie um eine neue Finanzbranchen-Organisation ergänzt.

Nationale Identität

In einer im Januar 2015 veröffentlichten Untersuchung trug die liberale Denkfabrik
"Avenir Suisse" die Probleme des Milizsystems zusammen und machte Vorschläge zur
Überwindung der Krise, in welcher die Idee des ehrenamtlichen politischen
Engagements als bedeutendes Element des politischen Systems der Schweiz stecke. Die
Idee, dass politische Ämter nebenberuflich ausgeübt werden, verkomme zu einer
Fiktion. Vielmehr nehme die Anzahl Berufspolitiker und Berufspolitikerinnen nicht nur
im nationalen Parlament laufend zu. War früher ein politisches Amt wichtiges
Sprungbrett für eine wirtschaftliche Karriere, werde es heute eher als Zeitvergeudung
betrachtet. Eine Mehrheit der Gemeinden bekundete schliesslich grosse Mühe, ihre
politischen Ämter zu besetzen. Als mögliche Lösung dieser Probleme schlug Avenir
Suisse einen obligatorischen Bürgerdienst vor: Alle Bürgerinnen und Bürger zwischen
20 und 70 Jahren müssten 200 Diensttage zu Gunsten der Allgemeinheit leisten. Dazu
zählten militärische Dienstleistungen, Einsätze in der Feuerwehr und im Sozialwesen,
aber eben auch die nebenamtliche politische Betätigung. Mit dem Pflichtdienst
könnten die Vorteile des Milizsystems erhalten werden – insbesondere die
Verhinderung einer Zweiteilung in abgehobene politische Elite und passive
Bevölkerung, von Avenir Suisse als "Zuschauerdemokratie" bezeichnet. Die Milizidee sei
nach wie vor positiv besetzt, aber individuelles Engagement lasse sich ohne Zwang nicht
mehr fördern. 
Andere Schlüsse zog eine Untersuchung der Gemeindeexekutiven im Kanton Aargau
durch das Zentrum für Demokratie in Aarau. Zwar zeigten sich auch im Kanton Aargau
Schwierigkeiten hinsichtlich der Rekrutierung von Exekutivmitgliedern, allerdings treffe
dies für grössere Gemeinden in geringerem Umfang zu. Im Gegenteil zu Avenir Suisse
empfiehlt die Aarauer Studie, die Idee der unbezahlten Ehrenamtlichkeit aufzugeben,
die Exekutivämter stärker zu professionalisieren und sie auf strategische Aufgaben zu
konzentrieren. Operative Aufgaben sollten hingegen einem Geschäftsführer überlassen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.01.2015
MARC BÜHLMANN
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werden. Unbezahlte Fronarbeit, die zudem auf Kosten einer beruflichen Karriere gehe,
befriedige niemanden. Im Gegenteil führe das Festhalten am unbezahlten Milizprinzip
eher zu Misstrauen gegenüber Milizpolitikerinnen und Milizpolitikern, wenn diese mehr
Entlohnung forderten oder wenn sich nur noch zu einem Amt überredete Rentner zur
Verfügung stellten. Empfohlen wird von den Aarauer Forschenden auch, dass Milizämter
in Kombination mit Weiterbildungsmöglichkeiten stärker als berufliche Qualifikation
und persönliche Entwicklung genutzt werden können. Unabdingbar – so weitere
kritische Stimmen zum Beitrag von Avenir Suisse – sei auch ein Ende der
Verunglimpfung von Politikerinnen und Politikern als "classe politique". 
Mitte Juni trugen auch der Arbeitgeberverband und Economiesuisse mit einem Appell
zugunsten des Milizprinzips zur Diskussion bei. Der Rückzug der Wirtschaft aus der
Politik sei keine gute Entwicklung – so der Präsident von Economiesuisse, Heinz Karrer.
Das Bewusstsein für die Bedeutung des Milizprinzips als mögliche Brücke zwischen
Politik und Wirtschaft müsse wieder geschärft werden. Der Appell wurde von rund 200
Unternehmen unterstützt, die ihre Kader und Mitarbeitenden ermuntern wollen, sich
vermehrt politisch zu engagieren. Flexible Arbeitszeitmodelle, zusätzliche Ferientage
oder administrativer Support seien Hilfsmittel, die dazu eingesetzt werden könnten.
Ein Postulat von Jean-Pierre Grin (svp, VD), das die Möglichkeit von steuerlichen
Erleichterungen für Arbeit im öffentlichen Dienst prüfen will – Grin hebt explizit die
Arbeit in kommunalen Exekutiven hervor –, wurde im Nationalrat noch nicht diskutiert.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. 1

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Neuer Generalsekretär im Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF)
wurde Stefan Brupbacher. Der zurücktretende FDP-Generalsekretär wurde damit
rechte Hand von Wirtschaftsminister Johann Schneider-Ammann und Nachfolger von
Monika Rühl, die neu das Direktorium des Wirtschaftsdachverbandes Economiesuisse
übernahm. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 21.02.2014
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Die Diskussionen um das Milizsystem hielten auch 2015 an. Laut einer Studie von Avenir
Suisse hat in den letzten Jahren das zivilbürgerliche Engagement stark abgenommen
und zwar nicht nur in Vereinen, sondern auch in der Politik. Da diese immer komplexer
und anspruchsvoller werde, finde man auf nationaler Ebene praktisch keine
Milizpolitikerinnen und -politiker mehr; auf kantonaler Ebene nehme die
Professionalisierung ebenfalls zu: Mehr als die Hälfte der kantonalen Politikerinnen und
Politiker würden mehr als 10 Stunden pro Woche für die politische Arbeit aufwenden.
Am meisten mit dem abnehmenden Engagement zu kämpfen habe die kommunale
Ebene, wo vor allem in den Kleinstgemeinden kaum noch politischer Wettbewerb
herrsche. Der Think-Tank schlug als Gegenmassnahme einen obligatorischen,
allgemeinen Bürgerdienst vor – laut der Zeitung Le Temps scheine allerdings sogar
Avenir Suisse «peu convaincu» vom eigenen Vorschlag zu sein: Auf Rückfrage der
Zeitung habe nämlich sogar der Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz,
zugegeben, dass das Hauptproblem, nämlich die Erosion von Werten wie Bürgersinn
oder Solidarität, auch mit einem Bürgerdienst wohl kaum zu lösen sei.  
Weiter angeheizt wurde die Diskussion um den «Mythos» Milizparlament bzw. die
Frage, ob sich politische Arbeit überhaupt noch in Teilzeitpensen bewältigen lasse
(Tages-Anzeiger), durch den Rücktritt von Alec von Graffenried (gp, BE) aus dem
Nationalrat. Als Grund für die Niederlegung seines Mandats gab der Berner Politiker an,
das politische Amt, seinen Beruf, seine Verbandstätigkeit und Zeit mit seiner Familie
nicht mehr unter einen Hut zu bringen.  
Im Juli versuchte schliesslich auch Economiesuisse eine Lanze für das Milizparlament zu
brechen. Es gebe leider immer weniger Unternehmer in Bundesbern, die aber als
solche wichtige ökonomische Inputs liefern könnten. Der Verband appellierte deshalb
an Unternehmen, das mittlere und obere Kader bei der politischen Arbeit zu
unterstützen. Das Milizsystem als Pfeiler des Erfolgs der Schweiz könne so wieder
gestärkt werden, gab etwa Heinz Karrer der Tribune de Genève zu Protokoll. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

La campagne de votation autour de l'initiative pour la souveraineté alimentaire n'a pas
été des plus mouvementées, comme l'a montré l'analyse d'Année Politique Suisse des
annonces politiques publiées dans les journaux. Cette analyse dévoile également que
les annonces publiées étaient fortement déséquilibrées, avec 158 annonces contre le
texte pour une seule en faveur de l'initiative agricole. L'un des points d'accroche lors
de cette campagne aura été la publication par le Think Tank Avenir Suisse d'un rapport
chiffrant le coût annuel de l'agriculture à CHF 20 milliards. Il est difficile de savoir quel
aura été l'impact de cette publication sur le résultat final. Mais, alors que l'initiative
récoltait encore 62% d'avis favorable début août, les sondages préélectoraux réalisés
par Tamedia ont fait état d'un effondrement du soutien, celui-ci n'atteignant plus que
39% d'intention de vote quelques jours avant la votation. Ce sondage indique
également que la raison principale invoquée par les opposants au texte est le refus d'un
accroissement du protectionnisme dans ce secteur. Durant la campagne, le ministre en
charge de l'agriculture, Johann Schneider-Ammann, a souligné le danger que
représentait l'initiative. Selon ses dires – prononcés dans les colonnes du 24 Heures –
«cela pourrait entraîner la mort de l'agriculture productrice». Le comité interpartis de
droite – constitué du PLR, de l'UDC, du PDC et du PBD – dénonçait, lui, une baisse du
choix et une augmentation des prix des produits agro-alimentaires en cas d'acceptation
de l'initiative. Mais les attaques ne sont pas uniquement venues de la droite de
l'échiquier politique, quelques éminents membres du Parti socialiste s'y opposant
également, à l'image de l'ancien conseiller national ainsi qu'ancien Monsieur Prix Rudolf
Strahm (ps, BE) qui voit, tant dans l'initiative pour la souveraineté alimentaire que dans
l'initiative pour des aliments équitables, des textes antisociaux. Les deux principaux
détaillants suisses – Migros et Coop – ont également participé financièrement à la
campagne du non. Bien qu'ils considèrent que les deux textes sont bien intentionnés,
ils rejettent les solutions étatistes, préférant défendre la liberté de commerce.

Face à cette opposition marquée, l'initiative pour la souveraineté alimentaire échoue à
séduire une majorité du corps électoral. Le texte – soutenu uniquement par les Verts
ainsi que le Parti socialiste au niveau national – est rejeté par 68.4% du corps électoral
mais aura, toutefois, trouvé le soutien de quatre cantons romands. En effet, tout
comme l'initiative pour des aliments équitables, l'initiative lancée par les syndicats
«Uniterre» et «L'autre syndicat» a réussi à séduire les cantons de Neuchâtel (52.7%),
du Jura (54.1%), de Vaud (57.1%) et de Genève (60%) ainsi que la partie francophone du
canton de Fribourg. Ce résultat fait montre d'un solide Röstigraben, au vu des résultats
des cantons alémaniques, avec, par exemple, 16% de voix favorables dans le canton
d'Obwald ou encore 32.1% dans le canton citadin de Bâle-Ville. Différentes explications
ont été amenées par le politologue Lukas Golder afin d'expliquer cette différence entre
régions linguistiques (à noter qu'au Tessin, le oui remporte 37.3% des voix): le débat
autour des questions alimentaires serait plus politisé et moins une affaire privée en
Romandie; cette dernière serait, de plus, plus interventionniste; les opposants à
l'initiative se seraient concentrés sur la Suisse-allemande; et finalement, les Verts ont le
vent en poupe en Romandie. 
De manière générale, l'explication la plus souvent citée pour ce refus est la peur d'une
hausse des prix des denrées alimentaires, comme le déclamait dans le journal Le Temps
Charles-Bernard Bolay, président d'Uniterre. Le Directeur de l'USP, Jacques Bourgeois
(plr, FR), considérait, lui, que l'acceptation du contre-projet à l'initiative pour la
sécurité alimentaire une année auparavant a convaincu les votant.e.s qu'il n'était pas
nécessaire de retoucher à la Constitution; un constat partagé par la conseillère
nationale valaisanne Géraldine Marchand-Balet (pdc, VS). La directrice
d'Economiesuisse, Monika Rühl, estimait que les sanctions que la Suisse aurait pu subir
à l'internationale en cas d'acceptation des textes ont également joué un rôle. 
Malgré tout, les résultats encourageants en Romandie ont incité les Vert.e.s vaudois.e.s
à déposer trois interventions en lien avec les deux initiatives agricoles approuvées par
une majorité des vaudois.e.s, afin de pleinement exploiter la marge de manœuvre sur
ces questions au niveau cantonal (lutte contre le gaspillage alimentaire, soutien aux
petites exploitations, bilan des mesures prises en matière d'agroécologie). 

Votation du 23 septembre 2018
Participation: 37.47%

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.09.2018
KAREL ZIEHLI
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Oui: 628'301 (31.6%) / Cantons: 4
Non: 1'358'894 (68.4%) / Cantons: 16 6/2

Consignes de vote:
- Oui: Les Verts (1)*, PS (2)*
- Non: PBD, PDC, UDC (1)*, Vert'libéraux, PLR, PEV
*entre parenthèses: nombre de sections cantonales divergentes 4

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

In ihrem Referendumsvorhaben zur RTVG-Vorlage nicht unterstützt wurden der
Schweizerische Gewerbeverband und die SVP von Economiesuisse: Der
Wirtschaftsverband beschloss – wenn auch mit äusserst knappem Mehr – Anfang Jahr
die Ja-Parole zum Gesetz und verweigerte eine aktive Teilnahme am
Abstimmungskampf. Als Grund für diesen Entschluss führte Präsident Heinz Karrer an,
dass man mit der Abstimmungsvorlage keine relevanten wirtschaftlichen
Veränderungen erwarte, sondern in ihr lediglich einen Systemwechsel von einer Gebühr
zu einer Abgabe sehe. Inoffiziell wurden jedoch andere Vermutungen für diesen eher
überraschenden Positionswechsel ins Feld geführt. So munkelte man in den Medien,
diese Wende sei durch Lobbyarbeit und Eigeninteressen von gewissen Mitgliedern der
höheren Führungsetage herbeigeführt worden. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.02.2015
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Verbände

Jahresrückblick 2020: Verbände

Verschiedene Branchenverbände befürchteten aufgrund der zur Eindämmung des
Coronavirus verhängten Massnahmen drastische Folgen für die durch sie vertretenen
Wirtschaftssektoren. Entsprechend forderten sie während des Lockdowns und danach
bessere Kreditbedingungen oder Ausnahmeregelungen für ihre Branchen:
Beispielsweise forderten die Verbände Hotelleriesuisse und Gastrosuisse vom
Bundesrat einen Erlass der Covid-19-Kredite und eine rasche Wiedereröffnung der
Restaurants und Bars; der Industrieverband Swissmem wollte, dass dringend benötigte
Spezialistinnen und Spezialisten die verhängten Einreisesperren umgehen können.
Unterstützt wurde die Forderung durch Economiesuisse. Beide Verbände erhofften
sich zudem eine Abschaffung der Industriezölle, um Unternehmen finanziell zu
entlasten.
Auch eine Forderung der Unia bezüglich des Lockdowns sorgte für Aufsehen. Weil
gemäss der Gewerkschaft Arbeitnehmende in Industrie und Gewerbe während des
Lockdowns nicht ausreichend geschützt waren – ein Banker könne etwa im Homeoffice
arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und Abstandsregeln gut
einhalten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel, im
Gewerbe oder auf dem Bau müssten weiterhin ungeschützt ihren beruflichen
Tätigkeiten nachgehen –, forderte Unia-Chefin Vania Alleva landesweit eine Schliessung
von Baustellen und Betrieben, bis auch dort umsetzbare und greifende
Schutzmassnahmen und -konzepte erarbeitet worden seien. Seitens der Tagespresse
musste sich Alleva aufgrund der hohen Kosten, welche diese Massnahme für Industrie
und Gewerbe mit sich gebracht hätte, teils scharfen Vorwürfen stellen. 

Abseits von Corona ging das Verbandswesen seinen gewohnten Gang. So kam es
beispielsweise zu Personalmutationen (nicht abschliessende Auflistung): Jacques
Bourgeois trat Ende März nach fast zwei Jahrzehnten von seinem Amt als Direktor des
Schweizerischen Bauernverbands (SBV) zurück und wurde von Martin Rufer abgelöst.
Flavia Kleiner gab ihr Amt als Co-Präsidentin bei Operation Libero per 20. Juni ab,
nachdem sie dieses seit der Gründung der Bewegung 2014 innegehabt hatte, zuletzt
zusammen mit Laura Zimmermann. Ihre Nachfolge trat Stefan Manser-Egli an. Einen

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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Wechsel gab es auch bei Economiesuisse, hier trat Christoph Mäder per 1. Oktober die
Nachfolge des bis dahin amtierenden Economiesuisse-Präsidenten Heinz Karrer an.
Karrer hatte zuvor zwölf Jahre im Vorstand des Wirtschaftsverbands geamtet, sieben
davon als Präsident. Ebenfalls im Oktober wurde am Gewerbekongress in Freiburg der
Tessiner Fabio Regazzi (cvp) als neuer Präsident des Schweizerischen
Gewerbeverbandes (SGV) bestätigt, Diana Gutjahr (svp, TG) wurde in den Vorstand
gewählt. Gemäss NZZ wäre die Wahl Gutjahrs anstelle Regazzis wünschenswert
gewesen, denn sie, so analysierte die Zeitung, hätte unter anderem in Anbetracht der
tiefen Frauenquote beim SGV frischen Wind in den Verband gebracht.

Ferner fanden 2020 mehrere Volksabstimmungen statt. Auch die Verbände nahmen zu
den Anliegen Stellung und fassten Parolen.
Medienwirksam diskutiert wurde die von der AUNS zusammen mit der SVP lancierte
Begrenzungsinitiative. Sowohl die grossen Wirtschaftsverbände – vertreten durch den
SGV und Economiesuisse – als auch die Arbeitnehmerverbände – vertreten durch den
Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB), Travail.Suisse sowie die Gewerkschaften
Unia, Syna und VPOD – lehnten die Initiative ab. Ein besonders wichtiges
Gegenargument war die Befürchtung einer Kündigung des
Personenfreizügigkeitsabkommens mit der EU, die eine Annahme der Initiative
womöglich zur Folge gehabt hätte. 
Die grossen Schweizer Wirtschaftsdachverbände Economiesuisse, der Schweizerische
Arbeitgeberverband (SAV), der SGV sowie der SBV fassten ferner gemeinsam die Nein-
Parole zur ebenfalls viel diskutierten Konzernverantwortungsinitiative, über die im
November abgestimmt wurde. Diese verlangte, dass Unternehmen rechtlich belangt
werden können, sollten diese oder ihre Tochterfirmen im Ausland gegen geltende
Menschenrechte und Umweltstandards verstossen. Die Wirtschaft, so hiess es seitens
der Verbände, stehe ohne Wenn und Aber zu den Menschenrechten und
Umweltstandards, doch, so die Argumentation, würde eine Annahme der Initiative
Betroffenen im Ausland kaum helfen, zu Rechtsunsicherheit führen und dabei die
Schweizer Wirtschaft unter Generalverdacht stellen. Der Gegenvorschlag, welcher bei
Ablehnung der Initiative in Kraft treten würde und anstelle von rechtlichen
Konsequenzen mehr Transparenz forderte, genoss von den Verbänden Unterstützung.
Eine noch grössere Anzahl an Verbänden und insbesondere NGOs stand hingegen für
die Initiative ein: Amnesty International, Greenpeace, Swissaid oder die Gesellschaft für
bedrohte Völker gehörten zu den Trägerorganisationen der
Konzernverantwortungsinitiative. Die Operation Libero, die Unia, der WWF, Terre des
Femmes, der SGB und zahlreiche weitere Umweltschutz-, Menschenrechts- und
Arbeitsrechtsorganisationen sicherten dem Anliegen ihre Unterstützung zu.

Auch historische Jubiläen konnten im Coronajahr begangen werden: Die
Dachorganisation für lokale und regionale Behindertenorganisationen Pro Infirmis
feierte ihr 100-jähriges Bestehen; Economiesuisse konnte diese Zahl gar noch
überbieten: Seit 150 Jahren gibt es den Dachverband der Schweizer Wirtschaft,
wenngleich nicht immer in gleicher Form wie heute.

Zu Jahresbeginn erreichte der Anteil der Zeitungsberichte zum Thema «Verbände»
gemessen an allen anderen 2020 durch Année Politique Suisse erfassten Berichte
seinen höchsten Wert und sank dann, mit einem erneuten leichten Anstieg im Sommer,
bis Ende Jahr deutlich ab. Am stärksten in den Medienberichterstattungen vertreten
waren die Industrieverbände sowie die Gewerkschaften und Arbeitnehmerverbände.
Ebenfalls öfters Thema der medialen Berichterstattung waren die Gewerbeverbände,
wenig vertreten waren hingegen die Landwirtschaft und die übrigen
Arbeitgeberverbände. 6
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Industrie, Handel und Unternehmer

2013 war für den Wirtschaftsdachverband Economiesuisse ein Jahr enormer
Turbulenzen: Trotz einer massiven Gegenkampagne zur Abzocker-Initiative – die
Economiesuisse hatte CHF 8 Mio. investiert – stimmte das Volk im Frühling der Vorlage
mit 68% Ja-Anteil zu. Bereits im Vorfeld der Abstimmung hatten sich die
Negativschlagzeilen über das Verhalten des Verbands gehäuft: So war bekannt
geworden, dass eine von Economiesuisse angestellte PR-Agentur Studierende dafür
bezahlt hatte, unter falschen Namen Online-Kommentare gegen die Initiative von
Thomas Minder (parteilos, SH) zu verfassen. Präsident Rudolf Wehrli beteuerte, dass
dies ohne Wissen von Economiesuisse geschehen sei. Dennoch war die öffentliche
Debatte ab diesem Zeitpunkt klar von Kritik an der Organisation geprägt, welche durch
das Abstimmungsresultat noch zusätzlich befeuert wurde. Der Verbandsspitze wurde
vorgeworfen, sie hätte sich arrogant verhalten und die Verbindung zur Schweizer
Bevölkerung verloren. In den Medien wurde versucht, die Gründe für das Scheitern und
den Imageverlust des einst so renommierten Wirtschaftsvertreters zu eruieren. Man
konstatierte dabei ein grundsätzliches Malaise, welches sich durch die Globalisierung
ergeben habe: Die Wirtschaft entferne sich zunehmend von der Politik und
konzentriere sich auf die weltweite Lage, während politische Diskussionen weiterhin
hauptsächlich auf nationaler Ebene geführt würden. Für einen Dachverband wie
Economiesuisse werde es dabei immer schwieriger, verschiedene Akteure auf eine
gemeinsame Position zu bringen: Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) hätten oft
andere Interessen als Grosskonzerne, die Finanzbranche strebe andere Ziele an als der
Werkplatz usw. Auch Economiesuisse selbst wurde sich ihrer misslichen Lage
zunehmend bewusst. Die Direktion versprach im April eine fundierte Analyse der
eigenen Strukturen und Verhaltensmuster mit anschliessender Neuausrichtung. Diese
wurde im Sommer vollzogen: Am 19. Juni gaben sowohl Präsident Rudolf Wehrli als auch
Direktor Pascal Gentinetta ihre Rücktritte bekannt. Für Gentinetta übernahm ad interim
Rudolf Minsch das Amt, der bisherige Chefökonom des Verbands. Wehrli stellte an
seinen Nachfolger die Kriterien, dass er ein höheres Arbeitspensum übernehme –
Wehrli hatte nur zu 30% für die Economiesuisse gearbeitet – und dass er ein
Wirtschaftsvertreter sein müsse, der auch in der Politik über ein ausgebautes Netzwerk
verfüge. Dieses habe Wehrli während seiner einjährigen Tätigkeit als Präsident gefehlt.
Im August konnte die Findungskommission des Verbands einen Kandidaten mit den
verlangten Qualitäten präsentieren: Heinz Karrer, Direktor der Axpo, stellte sich für das
Amt des Präsidenten zur Verfügung. Seine Kandidatur stiess auf durchwegs positives
Echo: Der ehemalige Profi-Handballspieler hatte bereits in diversen
Wirtschaftssektoren Erfahrungen gesammelt; nebst seiner aktuellen Anstellung im
Energiebereich etwa bei der Swisscom oder in der Medienbranche bei Ringier. Auch
politische Kenntnisse konnte Karrer aufweisen: In den 80er Jahren hatte er den
Verband der Schweizer Sportartikel-Industrie geleitet. Sein Umfeld beschrieb ihn als
bodenständig, konziliant und kommunikativ. Kurz vor seinem Amtsantritt erläuterte
Karrer in einem Interview mit der NZZ, wie er seine künftige Rolle bei der
Economiesuisse definiere: Er werde nicht nur die Schnittstelle zwischen Verband und
Medien sein, sondern auch den Geschäftsführer mit Rat und Ideen unterstützen. Des
Weiteren wolle er den Kontakt zu Politik und Verbandsmitgliedern pflegen, die innere
Geschlossenheit erhöhen und die Organisation wieder vermehrt als Expertin für
Wirtschaftsfragen positionieren. Auch auf strategischer Ebene reformierte sich die
Economiesuisse: Vizepräsident Hans Hess stellte in der Wochenzeitung „Der Sonntag“
drei Kernthemen vor, auf welche sich der Dachverband in Zukunft konzentrieren werde:
Aussenwirtschaft – mit einem Schwerpunkt auf die Beziehungen zur EU –,
wirtschaftspolitisch günstige Rahmenbedingungen für Unternehmen sowie
Energiepolitik. Um eine Verzettelung in verschiedenste Debatten zu vermeiden, soll die
Verteidigung spezifischer Interessen fortan an die jeweiligen Branchenvertretungen
delegiert werden. Nicht neu eingesetzt werden konnte bis Ende Jahr ein permanenter
Direktor für den Verband: Jean-Marc Hensch, ein PR-Berater, welcher vom
Vorstandsausschuss bereits zur Wahl vorgeschlagen worden war, musste im Dezember
seine Kandidatur wegen eines Herz-Kreislauf-Leidens zurückziehen. Minsch verlängerte
daher seine Position als ad-interims-Direktor bis auf Weiteres. 7

ANDERES
DATUM: 11.12.2013
JOHANNA KÜNZLER
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Die Economiesuisse stellte ihre Kräfte 2014 ganz in den Dienst der Beziehungen mit der
EU. Nach der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative und der damit de facto
Infragestellung der bilateralen Verträge setzten sich sowohl Präsident Heinz Karrer als
auch die neue Direktorin Monika Rühl an verschiedenen Fronten für eine Fortführung
derselben ein. Der wirtschaftliche Austausch mit dem grössten Nachbarn der Schweiz
sei essenziell für den Wohlstand des Landes. Mit der Ablehnung der Ecopop-Initiative
konnte der Dachverband dann auch einen ersten Erfolg in dieser Thematik verbuchen. 8

ANDERES
DATUM: 01.01.2014
JOHANNA KÜNZLER

Mitte Februar präsentierte der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse eine
Nachfolgerin für seinen im letzten Sommer zurückgetretenen Direktor Pascal
Gentinetta. Mit Monika Rühl übernimmt eine Bundesbeamtin das Zepter: Zuletzt diente
sie als Generalsekretärin des Departements für Wirtschaft, Bildung und Forschung
(WBF), davor hatte sie den Bereich bilaterale Wirtschaftsbeziehungen im
Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) geleitet. Diese engen Verbindungen zur
Verwaltung wurden vom Vorstand der Economiesuisse hervorgehoben: Eine gute
Vernetzung und profunde Kenntnis der parlamentarischen Prozesse seien für den
Verband besonders wichtig. Man wolle zudem nach den abstimmungspolitischen
Niederlagen bei der Abzocker- und der Masseneinwanderungsinitiative wieder
bodenständiger werden. Rühl sei mit ihrer bescheidenen, aber bestimmten Art die
richtige Führungsperson hierzu. Rühl ist die erste Frau in der Geschichte des Verbands,
welche die Direktion übernimmt. Der 69-köpfige Vorstand der Economiesuisse wies
zum Zeitpunkt ihrer Wahl nur drei weibliche Mitglieder auf. 9

ANDERES
DATUM: 15.02.2014
JOHANNA KÜNZLER

Heinz Karrer, Präsident von Economiesuisse, verlor 2016 sein gewichtigstes
Verwaltungsratsmandat. Der bis dato schweizerische Reisekonzern Kuoni, dessen
Verwaltungsratspräsident Karrer seit 2014 war, wurde im Mai an die schwedische
Beteiligungsgesellschaft EQT verkauft, wodurch sämtliche Verwaltungsräte von Kuoni
ihre Posten räumen mussten. Nach dem Rücktritt bei Kuoni hatte Karrer zwar noch drei
Verwaltungsratsmandate inne, jedoch war er nirgends mehr Präsident. Damit erfüllte er
eine vage formulierte Vorgabe in den Verbandsstatuten von Economiesuisse nicht
mehr, wonach der Verbandspräsident „in der Regel“ ein Verwaltungsratspräsidium
ausüben sollte. 10

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 03.05.2016
SAMUEL BERNET

Die Frage, wie die Volksinitiative „Gegen Masseneinwanderung“ der SVP umgesetzt
werden sollte, liess die drei grossen Wirtschaftsverbände auch im Jahr 2016 gespalten.
Bevor das Geschäft in den Nationalrat kam, liess der Gewerbeverband (SGV) verlauten,
dass er Kontingente und Höchstzahlen ablehne und sich stattdessen für einen
„niederschwelligen“ Inländervorrang einsetze. Das Bekenntnis des Gewerbeverbands zu
einer sanften Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative war für die Medien eine
Überraschung, da der Verband zuletzt durch seine Nähe zur SVP aufgefallen war.
Verbandsdirektor Hans-Ulrich Bigler sagte diesbezüglich in einem Interview mit dem
Tagesanzeiger, dass es intern „keine grosse Opposition“ gegen diese Position gegeben
habe und sich auch SVP-Vertreter dafür ausgesprochen hätten. Economiesuisse und
der Arbeitgeberverband (SAV) hingegen sprachen sich vor der Nationalratsdebatte für
eine strengere Umsetzung der Volksinitiatve aus. Zwar befürworteten auch sie in einer
ersten Phase eine milde Umsetzung. Sollte sich diese aber als wirkungslos herausstellen,
sollte der Bundesrat in einer zweiten Phase die Möglichkeit haben, strengere
Massnahmen zu ergreifen, notfalls auch ohne Einwilligung der EU. Economiesuisse
schwenkte jedoch um, nachdem sich der Nationalrat Mitte September für einen
„Inländervorrang light“ ausgesprochen hatte, der mit den Bilateralen Verträgen
kompatibel war. Man sei „erfreut“ über den Entscheid des Nationalrats, hiess es in einer
Medienmitteilung des Verbands. Der Arbeitgeberverband hingegen pochte weiterhin
darauf, dass die Schweiz auch ohne Zustimmung der EU Abhilfemassnahmen einführen
können solle – jedoch erfolglos, wie die endgültige Ausarbeitung des Gesetzes im
Dezember zeigte.
Kritik musste in der Folge vor allem Economiesuisse einstecken, deren Verbandsspitze
um Präsident Heinz Karrer und Direktorin Monika Rühl Führungsschwäche vorgeworfen
wurde. Anstatt bei einem Europa-Geschäft – einem Kerndossier von Economiesuisse –
eine Führungsrolle einzunehmen, habe man sich hinter dem Arbeitgeberverband
versteckt, resümierte etwa die NZZ. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2016
SAMUEL BERNET
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Die Niederlage in der Abstimmung über die Unternehmenssteuerreform III (USR III)
brachte die kampagnenführenden Wirtschaftsverbände, insbesondere
Economiesuisse, politisch unter Druck. Im Interview mit dem «Blick» eine Woche nach
der Abstimmung distanzierte sich FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi, deren Partei sich
neben dem SGV und Economiesuisse zuvorderst an der Ja-Kampagne zur USR-III-
Abstimmung beteiligt hatte, deutlich von den Wirtschaftsverbänden. Einzelne
Wirtschaftsverbände hätten in der Bevölkerung kein gutes Ansehen mehr, schlimmer sei
aber, dass die Verbände zwar «reichlich Geld», aber das Gespür verloren hätten, «von
wo der politische Wind weht». Das fehlende politische Gespür verortete Gössi im
Versagen von Economiesuisse, ein Bindeglied zwischen Politik und Wirtschaft zu sein
und auch Missstände in der Wirtschaft aufzeigen zu können. «Warum verdient zum
Beispiel ein Manager Abermillionen, wenn das Unternehmen gleichzeitig Verluste
einfährt?», fragte Gössi rhetorisch und antwortete gleich selbst, dass dies «kein
Mensch» verstehe. Auch zeigte sie sich enttäuscht, dass ihre Partei in der
Abstimmungskampagne zu wenig zu Wort gekommen sei. «Eine Kampagne wie bei der
Unternehmenssteuerreform III wird es mit der FDP nicht mehr geben», schlussfolgerte
Gössi. In Zukunft sehe sie keinen anderen Weg, als dass in Abstimmungskampagnen die
Parteien wieder die Führung übernehmen müssten. In der «Schweiz am Sonntag» griff
auch Ulrich Giezendanner (svp, AG) die Führung von Economiesuisse an. Er
beanstandete, dass der Wirtschaftsverband im Parlament an Bedeutung verliere und
dessen Präsident Heinz Karrer und die Direktorin Monika Rühl öffentlich zu wenig
präsent seien, um das Vertrauen der Bevölkerung gewinnen zu können. Giezendanner
forderte die Absetzung der Economiesuisse-Führung, musste sich aber im Gegenzug
den Vorwurf gefallen lassen, dass er sich als SVP-Politiker eine europapolitisch
kritischere Verbandsspitze wünsche und ihm ein Wechsel im Führungsstab in dieser
Hinsicht gelegen käme. Giezendanner forderte jedoch auch, dass die
Kampagnenführung vom Dachverband getrennt werden solle – eine Idee, die der
ehemalige Direktor von Avenir Suisse, Gerhard Schwarz, nach der USR-III-Abstimmung
in der NZZ aufgeworfen hatte. Bis im Jahr 2000 habe es neben Economiesuisse, dem
Arbeitgeberverband und dem SGV noch die «Wirtschaftsförderung» als
Kampagnenorganisation der Wirtschaftsverbände gegeben. Würden das Lobbying und
die Kampagnenführung eines Wirtschaftsverbandes nicht getrennt, könnten sie sich
gegenseitig beschädigen, so Schwarz, weil Lobbying persönliche Kontakte und grosse
Detailgenauigkeit in politischen Geschäften erfordere, die Kampagne hingegen
Massenkommunikation sei und meist Vereinfachungen verlange. In der
«Nordwestschweiz» verwies der Mediensprecher von Economiesuisse darauf, dass man
im Verband eine Aufteilung von Lobbying und Kampagnenführung nach der verlorenen
Abzocker-Initiative ernsthaft geprüft habe und damals zum Schluss gekommen sei, die
beiden Bereiche nur intern zu trennen. Bei der Analyse der USR III werde dies aber
erneut Thema sein. Monika Rühl und Heinz Karrer verwiesen nach der Abstimmung
darauf, dass man die Kampagne noch sorgfältig analysieren müsse. Sicher wolle man bei
zukünftigen Kampagnen vermehrt die persönliche Betroffenheit bei den Stimmbürgern
aufzeigen, so wie dies den Gegnern der USR III gelungen sei, so Rühl in der Luzerner
Zeitung. Aber auch das Economiesuisse-Projekt «Wirtschaft und Gesellschaft», mit
welchem Economiesuisse seit zwei Jahren versucht, den Dialog zur Bevölkerung
herzustellen, müsse fortgeführt werden. Heinz Karrer gab in der Basler Zeitung zu
bedenken, dass Auftritte von Persönlichkeiten wie alt Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf und der ehemalige Solothurner FDP-Regierungsrat Christian Wanner
ebenfalls das Abstimmungsresultat beeinflusst haben dürften und die Niederlage nicht
alleine auf Fehler in der Kampagnenführung zurückzuführen sei. Ein Rücktritt
seinerseits sei derzeit kein Thema. 12

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 12.02.2017
SAMUEL BERNET

Viele Gewerbe- und Unternehmerverbände, darunter auch Economiesuisse, lehnten
die Selbstbestimmungsinitiative ab. Economiesuisse argumentierte etwa, dass rund
600 Wirtschaftsabkommen der Schweiz – darunter beispielsweise bilaterale Verträge
mit der EU oder Freihandelsabkommen – bei einer Annahme der Initiative gefährdet
seien. Gestört fühlte man sich ob diesem Argumentarium in der Weltwoche: Glaube
man den Aussagen des Verbandes, so steuere die Schweiz bei einer Annahme der
Initiative auf eine «wirtschaftliche Apokalypse» zu. Auch die SVP kritisierte den
Wirtschaftsverband scharf: Thomas Matter (svp, ZH) warf der Economiesuisse gar vor,
sie wolle die direkte Demokratie abschaffen, wie das St. Galler Tagblatt berichtete.
Heinz Karrer, Präsident der Organisation, tat daraufhin die Kritik Matters als Polemik ab.
Die einzige Gefahr für «unser funktionierendes System», so Karrer ebenfalls im St.
Galler Tagblatt, sei die Initiative selbst.
Dass die Argumente von Economiesuisse «Quatsch» seien, fand aber auch FDP-
Nationalrat Thierry Burkhart (fdp, AG), wie der Sonntags-Blick berichtete.

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 26.10.2018
CHRISTIAN GSTEIGER
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Economiesuisse verwende stets die gleichen Argumente, wonach die Schweiz auf eine
wirtschaftliche Katastrophe zusteuere, würde nicht entsprechend abgestimmt. Diese
Rhetorik sei nicht glaubwürdig und verfehle die Wirkung. Dennoch, so Burkhart weiter,
sei es wichtig, dass die Initiative auch von der Wirtschaft bekämpft werde.
Kaum Unterstützung erhielt die Initiative ferner vom SGV, dessen Delegierte die Nein-
Parole beschlossen. Der Gewerbeverband des Kantons St. Gallen wich freilich ab und
gab die Ja-Parole heraus. 13

Im Dezember wurde vom Bundesrat ein erster Entwurf zum Rahmenvertrag mit der EU
veröffentlicht, worauf die Meinungen der Wirtschaftsverbände insbesondere
betreffend des Lohnschutzes auseinandergingen, wie etwa der «Blick» berichtete.
Während SAV-Präsident Valentin Vogt und Hans Hess, Präsident von Swissmem, das
Abkommen verteidigten, da sie etwa den Lohnschutz auch im Zusammenhang mit den
flankierenden Massnahmen nicht als gefährdet betrachteten, enervierten sich die
Gewerkschaften darüber, dass der Lohnschutz Teil der Verhandlungen geworden sei.
Der neue SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD) etwa verlangte in einem Interview
mit der Aargauer Zeitung vom Bundesrat, sich an sein Versprechen zu halten, wonach
der Lohnschutz bei den Verhandlungen eine rote Linie sei, die nicht überschritten
werden dürfe. Eine ähnliche Meinung vertrat auch Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH) vom SGV,
denn der Lohnschutz, so Bigler gemäss «Blick», sei unverhandelbar. Würde der
Lohnschutz Teil des Abkommens, müsste die Schweiz Richtlinien und Änderungen der
EU automatisch übernehmen.
Später berichtete die Sonntagszeitung darüber, dass sich der Disput unter den
Verbänden weiter zuspitzte, als Vogt ohne Absprache mit dem Gewerbeverband
signalisierte, «den Rahmenvertrag mit grossen Geschenken an die Gewerkschaften
retten» zu wollen. Ein Skandal sei dies für Bigler, so die Sonntagszeitung, denn für
diesen stehe fest, dass der Vertrag in dieser Form nicht unterschrieben werden dürfe.
Später zog Vogt seine Offensive zurück, denn die Gewerkschaften sowie der
Gewerbeverband blieben ihrer Position treu.
Economiesuisse-Präsident Heinz Karrer schliesslich hatte bereits im Herbst in der NZZ
seine Überzeugung bekannt gegeben, dass im Hinblick auf die Verhandlungen über das
Rahmenabkommen mit der EU eine dynamische Übernahme von EU-Gesetzgebungen
seitens der Schweiz möglich sei. Da ein Schiedsgericht jeweils die Verhältnismässigkeit
überprüfen würde, sodass die EU keine unverhältnismässigen Retorsionsmassnahmen
beschliessen könnte, sehe er im Rahmenabkommen gar einen «grosse[n] Vorteil für die
Schweiz». Die Gesprächsverweigerung der Gewerkschaften halte er daher für
«unschweizerisch», wie das St. Galler Tagblatt zitierte. 14

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.12.2018
CHRISTIAN GSTEIGER

Neben Economiesuisse sprachen sich auch mehrere weitere Wirtschaftsverbände zu
Jahresbeginn 2019 für das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU aus,
wenngleich man noch einigen Klärungsbedarf und einiges Verbesserungspotenzial sah.
In der «Weltwoche» verkündete Monika Rühl, Vorsitzende der Geschäftsleitung von
Economiesuisse, man befürworte das Abkommen, weil es den Zugang zum EU-
Binnenmarkt sichere und die Rechtssicherheit zwischen der Schweiz und der EU
verbessere. Bedingungslosen Zuspruch erhielt das Abkommen vom
Wirtschaftsdachverband indes nicht: So seien etwa die hohen Schweizer Löhne zu
schützen und durch die vorgesehene vereinfachte Niederlassungsmöglichkeit dürfe
nicht der Anschein gemacht werden, EU-Bürger hätten Anrecht auf Schweizer
Sozialhilfe. Ferner müsse garantiert werden, dass die Schweiz ihr Steuersystem
«aufrechterhalten» könne. Diese Punkte, so liess Economiesuisse-Präsident Heinz
Karrer gegenüber den Medien verlauten, gelte es noch präzise abzuklären. Ähnlich
äusserten sich auch Swissmem-Präsident Hans Hess, SBVg-Präsident Herbert Scheidt
oder SAV-Präsident Valentin Vogt: Es gebe zwar Diskussionsbedarf, doch grundsätzlich
sei das Abkommen wichtig und richtig, da es die Prosperität der Schweiz sichere.
Vorerst verhalten gab sich der Schweizerische Gewerbeverband: SGV-Direktor Hans-
Ulrich Bigler (fdp, ZH) meinte etwa, der Bundesrat dürfe den Vertrag nicht
unterzeichnen und müsse eine bessere Version aushandeln. Im April gab der Verband
dann bekannt, man wolle sich zum Vertragstext erst wieder äussern, wenn eine
definitive Fassung vorliege. Zudem sei nun die Abstimmung zur Begrenzungsinitiative
abzuwarten: Würde diese angenommen, hätte sich das mit dem Abkommen sowieso
erübrigt. 15

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 31.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Die Grenzschliessungen, welche im Frühling zur Bekämpfung der Corona-Pandemie
beschlossen wurden, trafen auch die Produktionskapazität der Maschinen-, Elektro-
und Metall-Industrie. Der Branchenverband Swissmem forderte eine Lockerung der
Einreisebestimmungen, da wichtige Reparatur- und Unterhaltsarbeiten in den
Produktionsstätten der Industrie oft von Fachspezialisten aus dem Ausland
vorgenommen würden. Damit die Industrie wieder «den Weg zurück in die Normalität»
finden und Arbeitsplätze erhalten werden können, so teilte der Verband im April 2020
mit, müssten die für die Branche wichtigen Fachkräfte wieder ungehindert ein- und
ausreisen können. Zudem forderte der Verband eine Abschaffung der Industriezölle,
wie sie im Parlament gerade behandelt werden, die der Industriebranche nach dessen
Angaben eine finanzielle Entlastung von CHF 125 Mio. bringen würde.
Den Anliegen schloss sich der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse an: Dieser
stellte im Mai ein Acht-Punkte-Programm zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen
der Corona-Pandemie vor. Neben der Forderung, Industriezölle abzuschaffen, pochte
der Verband etwa auf die finanzielle Förderung der wirtschaftlichen Innovation und auf
mehr unternehmerischen Freiraum durch den Abbau von Regulierungen. Auch forderte
Verbandspräsident Heinz Karrer in einem Interview mit dem Tages-Anzeiger, die
Schweiz müsse «offen bleiben», was sich einerseits auf die Grenzschliessungen, aber
auch auf die kommende Abstimmungen über die Begrenzungsinitiative bezog. 16

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 29.05.2020
CHRISTIAN GSTEIGER

Nachdem bereits im Juni 2020 bekannt geworden war, dass Christoph Mäder per 1.
Oktober 2020 die Nachfolge des scheidenden Economiesuisse-Präsidenten Heinz
Karrer antreten werde, wurde dessen Wahl im September vom Verbandsvorstand
bestätigt. Mäder war auch davor bei Economiesuisse kein Unbekannter: Von 2008 bis
2019 war er Mitglied des Vorstandsausschusses und von 2011 bis 2017 war er
Vizepräsident des Verbands. Beruflich war und ist Mäder im Verwaltungsrat
verschiedener multinational agierender Unternehmen wie der Bâloise Holding AG, der
Ems-Chemie Holding AG oder der Lonza Group AG tätig. Der liberale Mäder, so teilte
Economiesuisse per Medienmitteilung mit, stehe ein für eine verantwortungsvolle,
couragierte und faktenbasierte Arbeitsweise und wolle sich für einen prosperierenden
und zukunftsorientierten Wirtschaftsstandort Schweiz einsetzen. Als starke Stimme
wolle er mit dem Verband auch weiterhin Schweizer Unternehmen in der politischen
Landschaft vertreten.
Der abtretende Präsident Karrer war seinerseits zwölf Jahre im Vorstand des Verbands,
sieben davon amtierte er als Präsident. Jetzt wolle sich Karrer, so teilte der Verband
mit, neuen Aufgaben zuwenden und sich bis zur Amtsübergabe im Oktober im Namen
von Economiesuisse gegen die Volksinitiative «Für eine massvolle Zuwanderung»
engagieren.
Auch die Presse berichtete über den Wechsel an der Verbandsspitze. Die NZZ etwa
stellte Karrer ein mehrheitlich positives Zeugnis aus: Ihm sei es gelungen, den Verband
zu einen und neu auszurichten, Entscheidungsprozesse zu bereinigen und in der
Gesellschaft das Verständnis für Wirtschaftsanliegen zu stärken. Dennoch habe
Economiesuisse aufgrund Karrers fehlenden Willens, sich entschiedener in der Politik
zu engagieren, oft «kraft- und farblos» gewirkt, so die Bilanz in der NZZ. Die
Economiesuisse konnte aber unter Karrer durchaus auch politische Erfolge verbuchen:
17 von 19 Abstimmungen, in deren Abstimmungskämpfen sich der Wirtschaftsverband
laut Medienberichten engagiert hatte, seien zu dessen Gunsten ausgegangen (verloren
hat Economiesuisse lediglich in den Abstimmungskämpfen zur
Masseneinwanderungsinitiative und zur Unternehmenssteuerreform III). 17
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